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Drucksache V/999 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

11/ 1 — 68070 — 6034/66 


Bonn, den 18. Oktober 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaiten gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar-/Finanzpolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats zur Änderung der Anlragsfrist 
für die Gewährung von Zuschüssen aus dem Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Ausrichtung, für das Jahr 1967 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 5. Oktober 1960 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. Die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Verkehr 

Seebohm 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrucker ei, 5.'i Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Clodesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel, 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Änderung der Antragsfrist für die Gewährung von Zuschüs- 
sen aus dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, für das Jahr 1967 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT ^ 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 20 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG des Rats über die Bedingungen für 
die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft *) müssen 
Anträge auf Gewährung von Zuschüssen aus der 
Abteilung Ausrichtung des Fonds der Kommission 
alljährlich bis zum 1. Oktober vorgelegt werden. 

Infolge umfangreicher Vorarbeiten hat sich die 
Ausarbeitung der Vorschläge über Gemeinschafts- 
programme, in deren Rahmen sich nach Artikel 14 
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung Nr. 17/64/ 


') Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 


EWG die zu bezuschussenden Vorhaben einfügen 
müssen, verzögert; diese Vorschläge werden dem 
Rat von der Kommission jedoch in Kürze zugeleitet 
werden. 

Um den Mitgliedstaaten und den Antragstellern 
die Möglichkeit zu geben, die Anträge für das Jahr 
1967 auf die genannten Gemeinschaftsprogramme 
einzustellen, empfiehlt es sich, die Frist nach Arti- 
kel 20 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung Nr. 17/64/ 
EWG bis zum 31. Januar 1967 zu verlängern ■ — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Frist nach Artikel 20 Absatz 1 Satz 1 der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG für die Vorlage der 
Anträge auf Gewährung von Zuschüssen aus der 
Abteilung Ausrichtung des Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
wird für die für das Jahr 1967 vorzulegenden An- 
träge bis zum 31. Januar 1967 verlängert. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am . 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Damit für ein Vorhaben Zuschüsse aus dem 
Ausrichtungsfonds gewährt werden können, muß 
es sich nach Artikel 14 Absatz 1 der Verord- 
nung Nr. 17/64/EWG in den Rahmen eines vom 
Rat gemäß Artikel 16 der genannten Verordnung 
beschlossenen Gemeinschaftsprogrammes ein- 
fügen. Diese Bestimmung soll eine Koordinie- 
rung der zu bezuschussenden Vorhaben im Sinne 
der gemeinschaftlichen Strukturpolitik ermög- 
lichen. Darüber hinaus wird die Anwendung der 
Gemeinschaftsprogramme 

■ — es ermöglichen, die Verwaltungsarbeiten, die 
zur Vorbereitung der Entscheidung über ein 
Projekt notwendig sind, zwischen den Dienst- 
stellen der Kommission und den nationalen 
Dienststellen zu verteilen 

— die Dienststellen der Kommission in die Lage 
versetzen, infolge rationellerer Bearbeitungs- 
methoden die Überprüfung der Vorhaben 
zu beschleunigen. 

2. Da die Gemeinschaftsprogramme zu ihrer Aus- 
arbeitung umfangreicher Vorarbeiten bedürfen, 
hatte schon die Verordnung Nr. 17/64/EWG in 
Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe c vorgesehen, daß, 
auch wenn es kein Gemeinschaftsprogramm gibt, 
das eine bestimmte Maßnahme umfaßt, der 
Fonds sich während eines Zeitraumes von zwei 
Jahren nach Inkrafttreten dieser Verordnung, 
d. h. bis zum 17. März 1966, an Vorhaben betei- 
ligen kann. 

Die Anträge für das Jahr 1964 wurden am 
14. Oktober 1965 von der Kommission beschie- 
den. 

Die Anträge für das Jahr 1965 hingegen konn- 
ten nicht innerhalb der oben genannten Frist 
zur Entscheidung gelangen. Durch die Verord- 
nung Nr. 68/66/EWG des Rats wurde daher die 
Frist für die Sachentscheidung der Kommission 
über die Gewährung von Zuschüssen aus der 
Abteilung Ausrichtung des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft für das Jahr 1965 bis zum 31. Juli 1966 
verlängert. Die Entscheidung der Kommission 
wurde am 19. Juli 1966 getroffen. 

Die Anträge für das Jahr 1966 werden augen- 
blicklich von den Dienststellen der Kommission 
geprüft. 

3. Nach Artikel 20 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG müssen die Anträge auf Gewäh- 


rung von Zuschüssen aus dem Fonds für das 
Jahr 1967 der Kommission bis zum 1. Oktober 

1966 vorgelegt werden. 

Einige Mitgliedstaaten haben im Hinblick auf 
diese Anträge erklärt: 

da die Gemeinschaftsprogramme noch nicht Ge- 
genstand eines Vorschlages der Kommission an 
den Rat gewesen seien, seien die vorbereitenden 
Arbeiten der nationalen Dienststellen hinsicht- 
lich der Anträge für das Jahr 1967 so verzögert 
worden, daß sie nicht bis zum 1. Oktober 1966 
eingereicht werden können. 

4. Die Kommission ist sich bewußt, daß es im 
Augenblick nicht möglich ist, die Anträge für 

1967 auf die Gemeinschaftsprogramme auszu- 
richten. Sie ist andererseits der Auffassung, daß 
es vermieden werden muß, auch die Anträge für 
das Jahr 1967 ohne Rücksicht auf die Gemein- 
schaftsprogramme zu finanzieren, weil eine 
rasche Anwendung der Gemeinschaftsprogramme 
zur Verbesserung der Argarstruktur einen we- 
sentlich wirkungsvolleren Einsatz der dem Aus- 
richtungsfonds zur Verfügung stehenden Mittel 
erlaubt. 

5. Die Kommission schlägt daher mit dem in der 
Anlage beigefügten Verordnungsentwurf vor, 
die Frist für die Einreichung der Anträge für das 
Jahr 1967 vom 1. Oktober 1966 auf den 31. Januar 
1967 zu verschieben. In der Zwischenzeit wird 
die Kommission die Gemeinschaftsprogramme 
dem Rat vorlegen. 

Es würde sich empfehlen, daß der Rat vorweg in 
einer Entschließung festlegt, für welche von den 
von der Kommission vorgeschlagenen Bereichen 
er Gemeinschaftsprogramme erlassen will. 

Diese Entschließung des Rats würde die Aus- 
wahl der Projekte, die vom Fonds bezuschußt 
werden sollen, durch die Mitgliedstaaten wesent- 
lich erleichtern und die Einreichung der Anträge 
bis zum 31. Januar 1967 ermöglichen. 

Die Angaben jedes Antrages, die von der 
Kenntnis der Gemeinschaftsprogramme abhängig 
sind, könnten später, gegebenenfalls bis zu 
6 Monate nach Veröffentlichung der Gemein- 
schaftsprogramme im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaft, spätestens jedoch am 1. Oktober 
1967 nachgereicht werden. 
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